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Mit den aktuellen Informationspflichtigen 
Gesetzen hat die TÜV AUSTRIA Gruppe 
eine Textsammlung der wichtigsten 
Vorschriften gemäß den Anforderungen der 
§§ 3 und 12 ASchG zur Veröffentlichung 
zusammengestellt. ArbeitgeberInnen sind 
dazu verpflichtet, ihre ArbeitnehmerInnen 
ausreichend über Sicherheits- und 
Gesundheitsgefahren sowie Maßnahmen der 
Gefahrenverhütung zu informieren.

Die TÜV AUSTRIA Gruppe hat in 
der Erstauflage 2016 alle relevanten 
Gesetze sowie weiteren Verordnungen so 
aufbereitet und zusammengetragen, dass 
Arbeitnehmer/innen jederzeit die für sie 
relevanten Arbeitsrechtsbestimmungen zur 
Verfügung stehen. Durch die aktualisierte 8. 
Auflage sind Sie auch 2023 wieder am neuesten 
Stand, denn Sie sind ebenfalls verpflichtet, 
Ihre Mitarbeiter/innen über maßgebliche 

Änderungen der Arbeitnehmer schutzvorschriften 
zu informieren.

Mit der TÜV AUSTRIA-Ausgabe der 
Informationspflichtigen Gesetze erfüllen 
Betriebe ihre Informationspflicht ganz einfach. 
Machen Sie sich mit der aktuellen Fassung 
vertraut und gehen Sie ordnungsgemäß vor.

Neben der Erfüllung der Informationspflicht 
dient diese Basissammlung auch 
Führungskräften, die sich über die aktuelle 
Gesetzes lage informieren wollen, sowie all 
jenen, die in ihrer Arbeitsstätte Einblick in die 
relevanten Gesetzes texte nehmen wollen.

Ich wünsche den Informationspflichtigen 
 Gesetzen eine große Verbreitung in 
den  heimischen Betrieben. Denn 
Arbeitnehmer/innenschutz bedeutet nicht nur 
Gesundheit,  Zufriedenheit und Wohlbefinden 
am  Arbeitsplatz, sondern impliziert eine lang-
fristige Mitarbeiter/innenbindung.

Vorwort

DI Dr. Stefan Haas 
Vorstandsvorsitzender 
TÜV AUSTRIA HOLDING AG



Diese Sammlung von Gesetzestexten dient 
zur Information von ArbeitgeberInnen 
(AG),  ArbeitnehmerInnen (AN), 
Sicherheitsvertrauenspersonen (SVP), 
Betriebsräten (BR) und allen sonstigen mit 
dem ArbeitnehmerInnenschutz (ANSch) 
befassten Personen.

AG sind zwar nicht mehr explizit nach § 129 
ArbeitnehmerInnenschutzgesetz (ASchG) 
 verpflichtet, die sogenannten „Aushang-
pflichtigen Gesetze“ zur Verfügung zu stellen, 
gemäß §§ 3 & 12 ASchG müssen aber AG 
nach wie vor für „ausreichende Information 
der AN“ sorgen sowie die dafür notwendigen 
Unterlagen und Mittel in geeigneter Form zur 
Verfügung stellen.

Diese TÜV AUSTRIA-Ausgabe der 
Informationspflichtigen Gesetze stellt 
eine auch von den TÜV AUSTRIA-
Sicherheitsfachkräften praktikabel angewandte 
Möglichkeit dar, die wichtigsten und 
in der Praxis relevantesten Gesetze und 
Verordnungen übersichtlich und rasch zur 
Hand zu haben.

Die Gliederung dieser Gesetze und 
Verordnungen erfolgte in Anlehnung 
an die Kriterien des im Arbeitnehmer/

innenschutz stets bewährten T-O-P-
Prinzips ( Technischer –  Organisatorischer – 
 Persönlicher Arbeitnehmer schutz). Innerhalb 
dieser  Unterteilung sind die Rechtstexte in der 
 Reihenfolge der in der Regel zu erwartenden 
Suchhäufigkeit – d. h. nach den Haupt-
inhalten des ASchG – angeordnet.

Das letzte Kapitel beinhaltet Vorschriften aus 
anderen Rechtsbereichen, insbesondere dem 
Gewerberecht, welche aber für den Arbeit-
nehmer/innenschutz besondere Bedeutung 
haben und deshalb zusätzlich in diese 
Sammlung aufgenommen wurden.

Diese praktische Sammlung von Gesetzes-
texten deckt für die meisten Betriebe 
zweckmäßig die Anforderungen des ASchG 
ab und wird jährlich aktualisiert, damit Sie 
immer auf dem neuesten Stand sind. Die 
Ausgabe 2023 beinhaltet u. a. alle Regelungen 
zum neuen „Arbeitsmedizinischen Fachdienst 
(AFa)“.

Bitte informieren Sie sich aufgrund der 
 COVID-19-Situation zusätzlich über die 
 jeweils aktuell geltenden Bestimmungen unter 
https://www.ris.bka.gv.at/RisInfo/ 
COVID_Gesetze_Bund_Land.pdf 
sowie 
https://www.arbeitsinspektion.gv.at/ 
Gesundheit_im_Betrieb/Gesundheit_im_
Betrieb_1/Coronavirus.html

Einleitung

Ing. Hellfried Matzik 
Leiter Sicherheitstechnisches Zentrum  
TÜV AUSTRIA
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1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

Geltungsbereich

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz gilt für die Beschäftigung von Ar-
beitnehmern.

(2) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für die Beschäftigung von
 1. Arbeitnehmern der Länder, Gemeinden und Gemeindever-

bände, die nicht in Betrieben beschäftigt sind;
 2. Arbeitnehmern des Bundes in Dienststellen, auf die das 

Bundes-Bedienstetenschutzgesetz, BGBl. I Nr. 70/1999, an-
zuwenden ist;

 3. Arbeitnehmern in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
im Sinne des Landarbeitsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 287;

 4. Hausgehilfen und Hausangestellten in privaten Haushalten;
 5. Heimarbeitern im Sinne des Heimarbeitsgesetzes  1960, 

BGBl. Nr. 105/1961.
(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 38/1999)

Begriffsbestimmungen

§ 2. (1) Arbeitnehmer im Sinne dieses Bundesgesetzes sind alle 
Personen, die im Rahmen eines Beschäftigungs- oder Ausbil-
dungsverhältnisses tätig sind. Geistliche Amtsträger gesetzlich 
anerkannter Kirchen und Religionsgesellschaften sind keine Ar-
beitnehmer im Sinne dieses Bundesgesetzes. Arbeitgeber im Sin-
ne dieses Bundesgesetzes ist jede natürliche oder juristische Per-
son oder eingetragene Personengesellschaft, die als Vertragspartei 
des Beschäftigungs- oder Ausbildungsverhältnisses mit dem Ar-
beitnehmer die Verantwortung für das Unternehmen oder den 
Betrieb trägt.

(2) Belegschaftsorgane im Sinne dieses Bundesgesetzes sind die 
nach dem Arbeitsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1974, errichte-
ten Organe der Arbeitnehmerschaft sowie die nach bundes- oder 
landesgesetzlichen Vorschriften oder nach sonstigen Vorschriften 
errichteten Organe der Personalvertretung.

(3) Arbeitsstätten im Sinne dieses Bundesgesetzes sind Ar-
beitsstätten in Gebäuden und Arbeitsstätten im Freien. Mehrere 
auf einem Betriebsgelände gelegene oder sonst im räumlichen 
Zusammenhang stehende Gebäude eines Arbeitgebers zählen 
zusammen als eine Arbeitsstätte. Baustellen im Sinne dieses Bun-
desgesetzes sind zeitlich begrenzte oder ortsveränderliche Baustel-
len, an denen Hoch- und Tiefbauarbeiten durchgeführt werden. 
Dazu zählen insbesondere folgende Arbeiten: Aushub, Erdar-
beiten, Bauarbeiten im engeren Sinne, Errichtung und Abbau 
von Fertigbauelementen, Einrichtung oder Ausstattung, Umbau, 
Renovierung, Reparatur, Abbauarbeiten, Abbrucharbeiten, War-
tung, Instandhaltungs-, Maler- und Reinigungsarbeiten, Sanie-
rung. Auswärtige Arbeitsstellen im Sinne dieses Bundesgesetzes 
sind alle Orte außerhalb von Arbeitsstätten, an denen andere 
Arbeiten als Bauarbeiten durchgeführt werden insbesondere auch 
die Stellen in Verkehrsmitteln, auf denen Arbeiten ausgeführt 
werden.

(4) Arbeitsplatz im Sinne dieses Bundesgesetzes ist der räumli-
che Bereich, in dem sich Arbeitnehmer bei der von ihnen auszu-
übenden Tätigkeit aufhalten.

(5) Arbeitsmittel im Sinne dieses Bundesgesetzes sind alle 
Maschinen, Apparate, Werkzeuge, Geräte und Anlagen, die zur 
Benutzung durch Arbeitnehmer vorgesehen sind. Zu den Ar-

beitsmitteln gehören insbesondere auch Beförderungsmittel zur 
Beförderung von Personen oder Gütern, Aufzüge, Leitern, Ge-
rüste, Dampfkessel, Druckbehälter, Feuerungsanlagen, Behälter, 
Silos, Förderleitungen, kraftbetriebene Türen und Tore sowie 
Hub-, Kipp- und Rolltore.

(6) Arbeitsstoffe im Sinne dieses Bundesgesetzes sind alle Stof-
fe, Gemische (Zubereitungen) und biologischen Agenzien, die 
bei der Arbeit verwendet werden. Als „Verwenden“ gilt auch das 
Gewinnen, Erzeugen, Anfallen, Entstehen, Gebrauchen, Ver-
brauchen, Bearbeiten, Verarbeiten, Abfüllen, Umfüllen, Mischen, 
Beseitigen, Lagern, Aufbewahren, Bereithalten zur Verwendung 
und das innerbetriebliche Befördern.

(7) Unter Gefahrenverhütung im Sinne dieses Bundesgesetzes 
sind sämtliche Regelungen und Maßnahmen zu verstehen, die 
zur Vermeidung oder Verringerung arbeitsbedingter Gefahren 
vorgesehen sind. Unter Gefahren im Sinne dieses Bundesgesetzes 
sind arbeitsbedingte physische und psychische Belastungen zu 
verstehen, die zu Fehlbeanspruchungen führen.

(7a) Unter Gesundheit im Sinne dieses Bundesgesetzes ist phy-
sische und psychische Gesundheit zu verstehen.

(8) Stand der Technik im Sinne dieses Bundesgesetzes ist der 
auf einschlägigen wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhende 
Entwicklungsstand fortschrittlicher technologischer Verfahren, 
Einrichtungen und Betriebsweisen, deren Funktionstüchtigkeit 
erprobt und erwiesen ist. Bei der Bestimmung des Standes der 
Technik sind insbesondere vergleichbare Verfahren, Einrichtun-
gen und Betriebsweisen heranzuziehen.

(9) Soweit in diesem Bundesgesetz personenbezogene Bezeich-
nungen noch nicht geschlechtsneutral formuliert sind, gilt die 
gewählte Form für beide Geschlechter.

Allgemeine Pflichten der Arbeitgeber

§ 3. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, für Sicherheit und Gesund-
heitsschutz der Arbeitnehmer in Bezug auf alle Aspekte, die die 
Arbeit betreffen, zu sorgen. Die Kosten dafür dürfen auf keinen 
Fall zu Lasten der Arbeitnehmer gehen. Arbeitgeber haben die 
zum Schutz des Lebens, der Gesundheit sowie der Integrität und 
Würde erforderlichen Maßnahmen zu treffen, einschließlich der 
Maßnahmen zur Verhütung arbeitsbedingter Gefahren, zur In-
formation und zur Unterweisung sowie der Bereitstellung einer 
geeigneten Organisation und der erforderlichen Mittel.

(2) Arbeitgeber haben sich unter Berücksichtigung der beste-
henden Gefahren über den neuesten Stand der Technik und der 
Erkenntnisse auf dem Gebiet der Arbeitsgestaltung entsprechend 
zu informieren.

(3) Arbeitgeber sind verpflichtet, durch geeignete Maßnah-
men und Anweisungen zu ermöglichen, daß die Arbeitnehmer 
bei ernster, unmittelbarer und nicht vermeidbarer Gefahr
 1. ihre Tätigkeit einstellen,
 2. sich durch sofortiges Verlassen des Arbeitsplatzes in Sicher-

heit bringen und
 3. außer in begründeten Ausnahmefällen ihre Arbeit nicht wie-

der aufnehmen, solange eine ernste und unmittelbare Gefahr 
besteht.

(4) Arbeitgeber haben durch Anweisungen und sonstige geeig-
nete Maßnahmen dafür zu sorgen, daß Arbeitnehmer bei ernster 
und unmittelbarer Gefahr für die eigene Sicherheit oder für die 
Sicherheit anderer Personen in der Lage sind, selbst die erforderli-
chen Maßnahmen zur Verringerung oder Beseitigung der Gefahr 
zu treffen, wenn sie die zuständigen Vorgesetzten oder die sonst 
zuständigen Personen nicht erreichen. Bei diesen Vorkehrungen 
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sind die Kenntnisse der Arbeitnehmer und die ihnen zur Verfü-
gung stehenden technischen Mittel zu berücksichtigen.

(5) Arbeitgeber, die selbst eine Tätigkeit in Arbeitsstätten oder 
auf Baustellen oder auf auswärtigen Arbeitsstellen ausüben, ha-
ben sich so zu verhalten, daß sie die dort beschäftigten Arbeit-
nehmer nicht gefährden.

(6) Für eine Arbeitsstätte, Baustelle oder auswärtige Arbeits-
stelle, in/auf der der Arbeitgeber nicht im notwendigen Umfang 
selbst anwesend ist, ist eine geeignete Person zu beauftragen, die 
auf die Durchführung und Einhaltung der notwendigen Schutz-
maßnahmen zu achten hat.

(7) Arbeitgeber haben für eine geeignete Sicherheits- und Ge-
sundheitsschutzkennzeichnung zu sorgen, wenn Gefahren für Si-
cherheit oder Gesundheit der Arbeitnehmer nicht durch sonstige 
technische und organisatorische Maßnahmen vermieden oder 
ausreichend begrenzt werden können.

Ermittlung und Beurteilung  
der Gefahren 

Festlegung von Maßnahmen 
(Arbeitsplatzevaluierung)

§ 4. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, die für die Sicherheit und 
Gesundheit der Arbeitnehmer bestehenden Gefahren zu ermit-
teln und zu beurteilen. Dabei sind die Grundsätze der Gefahren-
verhütung gemäß § 7 anzuwenden. Insbesondere sind dabei zu 
berücksichtigen:
 1. die Gestaltung und die Einrichtung der Arbeitsstätte,
 2. die Gestaltung und der Einsatz von Arbeitsmitteln,
 3. die Verwendung von Arbeitsstoffen,
 4. die Gestaltung der Arbeitsplätze,
 5. die Gestaltung der Arbeitsverfahren und Arbeitsvorgänge 

und deren Zusammenwirken,
 6. die Gestaltung der Arbeitsaufgaben und die Art der Tätig-

keiten, der Arbeitsumgebung, der Arbeitsabläufe sowie der 
Arbeitsorganisation und

 7. der Stand der Ausbildung und Unterweisung der Arbeitneh-
mer.

(2) Bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren sind 
auch besonders gefährdete oder schutzbedürftige Arbeitnehmer 
sowie die Eignung der Arbeitnehmer im Hinblick auf Konstituti-
on, Körperkräfte, Alter und Qualifikation (§ 6 Abs. 1) zu berück-
sichtigen. Insbesondere ist zu ermitteln und zu beurteilen, In-
wieweit sich an bestimmten Arbeitsplätzen oder bei bestimmten 
Arbeitsvorgängen spezifische Gefahren für Arbeitnehmer ergeben 
können, für die ein besonderer Personenschutz besteht.

(3) Auf Grundlage der Ermittlung und Beurteilung der Gefah-
ren gemäß Abs. 1 und 2 sind die durchzuführenden Maßnahmen 
zur Gefahrenverhütung festzulegen. Dabei sind auch Vorkeh-
rungen für absehbare Betriebsstörungen und für Not- und Ret-
tungsmaßnahmen zu treffen. Diese Maßnahmen müssen in alle 
Tätigkeiten und auf allen Führungsebenen einbezogen werden. 
Schutzmaßnahmen müssen soweit wie möglich auch bei mensch-
lichem Fehlverhalten wirksam sein.

(4) Die Ermittlung und Beurteilung der Gefahren ist erfor-
derlichenfalls zu überprüfen und sich ändernden Gegebenheiten 
anzupassen. Die festgelegten Maßnahmen sind auf ihre Wirk-
samkeit zu überprüfen und erforderlichenfalls anzupassen, dabei 
ist eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen anzustreben.

(5) Eine Überprüfung und erforderlichenfalls eine Anpassung 
im Sinne des Abs. 4 hat insbesondere zu erfolgen:
 1. nach Unfällen,

 2. bei Auftreten von Erkrankungen, wenn der begründete Ver-
dacht besteht, daß sie arbeitsbedingt sind,

 2a. nach Zwischenfällen mit erhöhter arbeitsbedingter psychi-
scher Fehlbeanspruchung,

 3. bei sonstigen Umständen oder Ereignissen, die auf eine Ge-
fahr für Sicherheit oder Gesundheit der Arbeitnehmer schlie-
ßen lassen,

 4. bei Einführung neuer Arbeitsmittel, Arbeitsstoffe oder Ar-
beitsverfahren,

 5. bei neuen Erkenntnissen im Sinne des § 3 Abs. 2 und
 6. auf begründetes Verlangen des Arbeitsinspektorates.

(6) Bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren und der 
Festlegung der Maßnahmen sind erforderlichenfalls geeignete 
Fachleute heranzuziehen. Mit der Ermittlung und Beurteilung 
der Gefahren können auch die Sicherheitsfachkräfte und Arbeits-
mediziner sowie sonstige geeignete Fachleute, wie Chemiker, To-
xikologen, Ergonomen, insbesondere jedoch Arbeitspsychologen, 
beauftragt werden.

Beachte für folgende Bestimmung: Zum Inkrafttreten vgl. 
§ 102

Sicherheits- und 
Gesundheitsschutzdokumente

§ 5. Arbeitgeber sind verpflichtet, in einer der Anzahl der Be-
schäftigten und den Gefahren entsprechenden Weise die Ergeb-
nisse der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren sowie die 
durchzuführenden Maßnahmen zur Gefahrenverhütung schrift-
lich festzuhalten (Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumen-
te). Soweit dies aus Gründen der Gefahrenverhütung erforderlich 
ist, ist diese Dokumentation arbeitsplatzbezogen vorzunehmen.

Einsatz der Arbeitnehmer

§ 6. (1) Arbeitgeber haben bei der Übertragung von Aufgaben 
an Arbeitnehmer deren Eignung in Bezug auf Sicherheit und 
Gesundheit zu berücksichtigen. Dabei ist insbesondere auf Kons-
titution und Körperkräfte, Alter und Qualifikation Rücksicht zu 
nehmen.

(2) Arbeitgeber haben durch geeignete Maßnahmen dafür zu 
sorgen, daß nur jene Arbeitnehmer Zugang zu Bereichen mit 
erheblichen oder spezifischen Gefahren haben, die zuvor ausrei-
chende Anweisungen erhalten haben.

(3) Arbeitnehmer, von denen dem Arbeitgeber bekannt ist, 
dass sie auf Grund ihrer gesundheitlichen Verfassung bei be-
stimmten Arbeiten einer besonderen Gefahr ausgesetzt wären 
oder andere Arbeitnehmer gefährden könnten, dürfen mit Ar-
beiten dieser Art nicht beschäftigt werden. Dies gilt insbesondere 
für Anfallsleiden, Krämpfe, zeitweilige Bewußtseinstrübungen, 
Beeinträchtigungen des Seh- oder Hörvermögens und schwere 
Depressionszustände.

(4) Arbeitnehmerinnen dürfen mit Arbeiten, die infolge ihrer 
Art für Frauen eine spezifische Gefahr bewirken können, nicht 
oder nur unter Bedingungen oder Einschränkungen beschäftigt 
werden, die geeignet sind, diese besondere Gefahr zu vermeiden.

(5) Bei Beschäftigung von behinderten Arbeitnehmern ist auf 
deren körperlichen und geistigen Zustand jede mögliche Rück-
sicht zu nehmen. Das Arbeitsinspektorat hat ihre Beschäftigung 
mit Arbeiten, die für sie auf Grund ihres körperlichen oder geis-
tigen Zustandes eine Gefahr bewirken können, durch Bescheid 
zu untersagen oder von bestimmten Bedingungen abhängig zu 
machen.
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Grundsätze der Gefahrenverhütung

§ 7. Arbeitgeber haben bei der Gestaltung der Arbeitsstätten, 
Arbeitsplätze und Arbeitsvorgänge, bei der Auswahl und Ver-
wendung von Arbeitsmitteln und Arbeitsstoffen, beim Einsatz 
der Arbeitnehmer sowie bei allen Maßnahmen zum Schutz der 
Arbeitnehmer folgende allgemeine Grundsätze der Gefahrenver-
hütung umzusetzen:
 1. Vermeidung von Risiken;
 2. Abschätzung nicht vermeidbarer Risiken;
 3. Gefahrenbekämpfung an der Quelle;
 4. Berücksichtigung des Faktors „Mensch“ bei der Arbeit, ins-

besondere bei der Gestaltung von Arbeitsplätzen sowie bei 
der Auswahl von Arbeitsmitteln und Arbeits- und Ferti-
gungsverfahren, vor allem im Hinblick auf eine Erleichte-
rung bei eintöniger Arbeit und bei maschinenbestimmtem 
Arbeitsrhythmus sowie auf eine Abschwächung ihrer gesund-
heitsschädigenden Auswirkungen;

 4a. Berücksichtigung der Gestaltung der Arbeitsaufgaben und 
Art der Tätigkeiten, der Arbeitsumgebung, der Arbeitsabläu-
fe und Arbeitsorganisation;

 5. Berücksichtigung des Standes der Technik;
 6. Ausschaltung oder Verringerung von Gefahrenmomenten;
 7. Planung der Gefahrenverhütung mit dem Ziel einer kohä-

renten Verknüpfung von Technik, Tätigkeiten und Aufgaben, 
Arbeitsorganisation, Arbeitsabläufen, Arbeitsbedingungen, 
Arbeitsumgebung, sozialen Beziehungen und Einfluß der 
Umwelt auf den Arbeitsplatz;

 8. Vorrang des kollektiven Gefahrenschutzes vor individuellem 
Gefahrenschutz;

 9. Erteilung geeigneter Anweisungen an die Arbeitnehmer.

Koordination

§ 8. (1) Werden in einer Arbeitsstätte, auf einer Baustelle oder ei-
ner auswärtigen Arbeitsstelle Arbeitnehmer mehrerer Arbeitgeber 
beschäftigt, so haben die betroffenen Arbeitgeber bei der Durch-
führung der Sicherheits- und Gesundheitsschutzbestimmungen 
zusammenzuarbeiten. Sie haben insbesondere
 1. ihre Tätigkeiten auf dem Gebiet der Gefahrenverhütung zu 

koordinieren und
 2. einander sowie ihre Arbeitnehmer und die zuständigen Be-

legschaftsorgane über die Gefahren zu informieren.
(2) Werden in einer Arbeitsstätte Arbeitnehmer beschäftigt, 

die nicht in einem Arbeitsverhältnis zu den für diese Arbeits-
stätte verantwortlichen Arbeitgebern stehen, (betriebsfremde Ar-
beitnehmer), so sind die für diese Arbeitsstätte verantwortlichen 
Arbeitgeber verpflichtet,
 1. erforderlichenfalls für die Information der betriebsfremden 

Arbeitnehmer über die in der Arbeitsstätte bestehenden Ge-
fahren und für eine entsprechende Unterweisung zu sorgen,

 2. deren Arbeitgebern im erforderlichen Ausmaß Zugang zu 
den Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumenten zu ge-
währen,

 3. die für die betriebsfremden Arbeitnehmer wegen Gefahren in 
der Arbeitsstätte erforderlichen Schutzmaßnahmen im Ein-
vernehmen mit deren Arbeitgebern festzulegen und

 4. für deren Durchführung zu sorgen, ausgenommen die Beauf-
sichtigung der betriebsfremden Personen.

(3) Werden auf einer Baustelle gleichzeitig oder aufeinander-
folgend Arbeitnehmer mehrerer Arbeitgeber beschäftigt, so ha-
ben diese durch eine entsprechende Koordination der Arbeiten 
dafür zu sorgen, daß Gefahren für Sicherheit oder Gesundheit 

der auf der Baustelle beschäftigten Arbeitnehmer vermieden wer-
den.

(4) Sind für eine solche Baustelle Personen mit Koordinations-
aufgaben auf dem Gebiet des Arbeitnehmerschutzes beauftragt, 
so haben die Arbeitgeber bei der Umsetzung der Grundsätze 
der Gefahrenverhütung die Anordnungen und Hinweise dieser 
Personen zu berücksichtigen. Soweit dies zur Vermeidung von 
Gefahren für Sicherheit oder Gesundheit der Arbeitnehmer er-
forderlich ist, ist bei der Koordination, der Information und der 
Durchführung der Sicherheits- und Gesundheitsschutzbestim-
mungen auch auf jene auf einer Baustelle tätigen Personen Be-
dacht zu nehmen, die keine Arbeitnehmer sind.

(5) Durch Abs. 2 bis 4 wird die Verantwortlichkeit der einzel-
nen Arbeitgeber für die Einhaltung der Arbeitnehmerschutzvor-
schriften für ihre Arbeitnehmer nicht eingeschränkt und deren 
Verantwortung für betriebsfremde Arbeitnehmer nur insoweit 
ausgeweitet, als sich dies ausdrücklich aus Abs. 2 bis 4 ergibt.

(6) Abs. 1 bis 5 gelten nicht bei einer Überlassung im Sinne 
des § 9.

Überlassung

§ 9. (1) Eine Überlassung im Sinne dieses Bundesgesetzes liegt 
vor, wenn Arbeitnehmer Dritten zur Verfügung gestellt werden, 
um für sie und unter deren Kontrolle zu arbeiten. Überlasser ist, 
wer als Arbeitgeber Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung an Dritte 
verpflichtet. Beschäftiger ist, wer diese Arbeitnehmer zur Arbeits-
leistung einsetzt.

(2) Für die Dauer der Überlassung gelten die Beschäftiger als 
Arbeitgeber im Sinne dieses Bundesgesetzes.

(3) Beschäftiger sind verpflichtet, vor der Überlassung sowie 
vor jeder Änderung der Verwendung von überlassenen Arbeit-
nehmer/innen
 1. die Überlasser über die für die Tätigkeit erforderliche Eig-

nung und die erforderlichen Fachkenntnisse sowie über die 
besonderen Merkmale des zu besetzenden Arbeitsplatzes 
nachweislich schriftlich zu informieren,

 2. sie über die für den zu besetzenden Arbeitsplatz oder die 
vorgesehene Tätigkeit erforderliche gesundheitliche Eignung 
nachweislich schriftlich zu informieren,

 3. den Überlassern die für den zu besetzenden Arbeitsplatz oder 
die vorgesehene Tätigkeit relevanten Sicherheits- und Ge-
sundheitsschutzdokumente nachweislich zu übermitteln und 
sie von jeder Änderung in Kenntnis zu setzen.

(4) Überlasser sind verpflichtet, die Arbeitnehmer vor einer 
Überlassung sowie vor jeder Änderung ihrer Verwendung über 
die Gefahren, denen sie auf dem zu besetzenden Arbeitsplatz 
ausgesetzt sein können, über die für den Arbeitsplatz oder die 
Tätigkeit erforderliche Eignung oder die erforderlichen Fach-
kenntnisse sowie über die Notwendigkeit von Eignungs- und 
Folgeuntersuchungen nachweislich schriftlich zu informieren.

(5) Eine Überlassung zu Tätigkeiten, für die Eignungs- und 
Folgeuntersuchungen vorgeschrieben sind, darf nur erfolgen, 
wenn diese Untersuchungen durchgeführt wurden und keine 
Feststellung der gesundheitlichen Nichteignung gemäß § 54 er-
folgt ist. Die Beschäftiger sind verpflichtet sich nachweislich da-
von zu überzeugen, daß die Untersuchungen durchgeführt wur-
den und keine Feststellung der gesundheitlichen Nichteignung 
gemäß § 54 erfolgt ist. Die Pflichten nach § 57 Abs. 1 sowie § 58 
Abs. 4 bis 7 sind von den Überlassern zu erfüllen, die Beschäftiger 
haben ihnen die erforderlichen Informationen und Unterlagen 
zur Verfügung zu stellen.
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Beachte für folgende Bestimmung: vgl. § 104

Bestellung von 
Sicherheitsvertrauenspersonen

§ 10. (1) Arbeitgeber haben nach Maßgabe der Abs. 2 bis 6 Si-
cherheitsvertrauenspersonen in ausreichender Anzahl zu bestel-
len. Die Mindestanzahl der Sicherheitsvertrauenspersonen ist 
unter Berücksichtigung der Anzahl der Arbeitnehmer festzulegen. 
Sicherheitsvertrauenspersonen sind Arbeitnehmervertreter/innen 
mit einer besonderen Funktion bei der Sicherheit und beim Ge-
sundheitsschutz der Arbeitnehmer/innen.

(2) Für Betriebe im Sinne des § 34 des Arbeitsverfassungsge-
setzes sowie gleichgestellte Arbeitsstätten im Sinne des § 35 des 
Arbeitsverfassungsgesetzes, für die Belegschaftsorgane bestehen, 
gilt folgendes:
 1. Sicherheitsvertrauenspersonen sind zu bestellen, wenn in ei-

nem Betrieb regelmäßig mehr als 10 Arbeitnehmer beschäf-
tigt werden.

(Anm.: Z 2 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 159/2001)
 3. Die Bestellung bedarf der Zustimmung der zuständigen 

Belegschaftsorgane. Dies gilt auch dann, wenn ein Betriebs-
ratsmitglied die Aufgaben einer Sicherheitsvertrauensperson 
übernimmt.

 4. Für einzelne zum Betrieb gehörende Arbeitsstätten, Baustel-
len und auswärtige Arbeitsstellen ist eine gesonderte Bestel-
lung von Sicherheitsvertrauenspersonen zulässig, wenn dies 
auf Grund der betrieblichen Verhältnisse zweckmäßig ist. 
Für jene Arbeitsstätten des Betriebes, in denen regelmäßig 
mehr als 50 Arbeitnehmer beschäftigt werden, muß eine ge-
sonderte Bestellung von Sicherheitsvertrauenspersonen erfol-
gen.

(3) Abs. 2 gilt sinngemäß für jene nicht unter den II. Teil des 
Arbeitsverfassungsgesetzes fallenden Betriebe, in denen Organe 
der Personalvertretung nach bundes- oder landesgesetzlichen 
Vorschriften bestehen.

(4) Für Arbeitsstätten, Baustellen und auswärtige Arbeitsstel-
len, für die keine Belegschaftsorgane im Sinne des Abs. 2 und 3 
bestehen, gilt folgendes:
 1. Für Arbeitsstätten, in denen regelmäßig mehr als 10 Arbeit-

nehmer beschäftigt werden, sind Sicherheitsvertrauensperso-
nen zu bestellen. Die auf Baustellen und auswärtigen Arbeits-
stellen beschäftigten Arbeitnehmer sind einzurechnen.

 2. Über die beabsichtigte Bestellung sind alle Arbeitnehmer 
schriftlich zu informieren. Wenn mindestens ein Drittel der 
Arbeitnehmer binnen vier Wochen gegen die beabsichtigte 
Bestellung schriftlich Einwände erhebt, muß eine andere Per-
son bestellt werden.

 3. Die gesonderte Bestellung von Sicherheitsvertrauensperso-
nen für einzelne Baustellen und auswärtige Arbeitsstellen ist 
zulässig.

(5) Die Bestellung von Sicherheitsvertrauenspersonen hat auf 
die Dauer von vier Jahren zu erfolgen. Eine vorzeitige Abberu-
fung von Sicherheitsvertrauenspersonen hat bei Betrieben im 
Sinne der Abs.  2 und 3 auf Verlangen der zuständigen Beleg-
schaftsorgane, im Fall des Abs. 4 auf Verlangen von mindestens 
einem Drittel der Arbeitnehmer zu erfolgen.

(6) Als Sicherheitsvertrauenspersonen dürfen nur Arbeitneh-
mer/innen bestellt werden. Sie müssen die für ihre Aufgaben not-
wendigen persönlichen und fachlichen Voraussetzungen erfüllen. 
Arbeitgeber haben den Sicherheitsvertrauenspersonen unter Be-
dachtnahme auf die betrieblichen Belange Gelegenheit zu geben, 

die für ihre Tätigkeit erforderlichen näheren Fachkenntnisse zu 
erwerben und zu erweitern.

(7) Arbeitgeber haben sicherzustellen, daß den Sicherheitsver-
trauenspersonen die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliche 
Zeit unter Anrechnung auf ihre Arbeitszeit zur Verfügung steht. 
Den Sicherheitsvertrauenspersonen sind die für die Erfüllung ih-
rer Aufgaben erforderlichen Behelfe und Mittel zur Verfügung 
zu stellen. Die Sicherheitsvertrauenspersonen sind angemessen 
zu unterweisen.

(8) Arbeitgeber sind verpflichtet, die Namen der Sicherheits-
vertrauenspersonen dem Arbeitsinspektorat schriftlich mitzutei-
len. Das Arbeitsinspektorat hat diese Mitteilungen den zustän-
digen gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeitnehmer zur 
Kenntnis zu bringen.

(9) Die Bestellung von Sicherheitsvertrauenspersonen berührt 
nicht die Verantwortlichkeit des Arbeitgebers für die Einhaltung 
der Arbeitnehmerschutzvorschriften. Den Sicherheitsvertrauens-
personen kann die Verantwortlichkeit für die Einhaltung von 
Arbeitnehmerschutzvorschriften nicht rechtswirksam übertragen 
werden. §§  15 und 130 Abs.  4 gelten auch für Sicherheitsver-
trauenspersonen.

(10) Sicherheitsfachkräfte oder Arbeitsmediziner/innen dür-
fen, sofern sie Arbeitnehmer/innen sind, gleichzeitig auch als 
Sicherheitsvertrauenspersonen bestellt sein.

Beachte für folgende Bestimmung: vgl. § 104

Aufgaben und Beteiligung der 
Sicherheitsvertrauenspersonen

§ 11. (1) Die Sicherheitsvertrauenspersonen haben in allen Fra-
gen der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes
 1. die Arbeitnehmer zu informieren, zu beraten und zu unter-

stützen,
 2. die Belegschaftsorgane zu informieren, zu beraten und zu un-

terstützen und mit ihnen zusammenzuarbeiten,
 3. in Abstimmung mit den Belegschaftsorganen die Interessen 

der Arbeitnehmer gegenüber den Arbeitgebern, den zustän-
digen Behörden und sonstigen Stellen zu vertreten,

 4. die Arbeitgeber bei der Durchführung des Arbeitnehmer-
schutzes zu beraten,

 5. auf das Vorhandensein der entsprechenden Einrichtungen 
und Vorkehrungen zu achten und die Arbeitgeber über be-
stehende Mängel zu informieren,

 6. auf die Anwendung der gebotenen Schutzmaßnahmen zu 
achten,

 7. mit den Sicherheitsfachkräften und den Arbeitsmedizinern 
zusammenzuarbeiten.

(2) Die Sicherheitsvertrauenspersonen sind bei Ausübung 
ihrer in diesem Bundesgesetz geregelten Aufgaben an keinerlei 
Weisungen gebunden.

(3) Die Sicherheitsvertrauenspersonen sind berechtigt, in allen 
Fragen der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei den Ar-
beitgebern sowie bei den dafür zuständigen Stellen die notwendi-
gen Maßnahmen zu verlangen, Vorschläge für die Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen zu erstatten und die Beseitigung von 
Mängeln zu verlangen.

(4) Arbeitgeber sind verpflichtet, die Sicherheitsvertrauensper-
sonen in allen Angelegenheiten der Sicherheit und des Gesund-
heitsschutzes anzuhören.

(5) Die Sicherheitsvertrauenspersonen sind zur etwaigen Hin-
zuziehung externer Präventivdienste im Voraus zu hören und vor 
der Bestellung und Abberufung von Sicherheitsfachkräften, von 
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Arbeitsmedizinern sowie von für die Erste Hilfe, die Brandbe-
kämpfung und Evakuierung zuständigen Personen und von der 
etwaigen Beiziehung eines arbeitsmedizinischen Fachdienstes zu 
informieren. Die beabsichtigte Bestellung oder Abberufung ist 
mit den Sicherheitsvertrauenspersonen zu beraten, außer wenn 
Belegschaftsorgane errichtet sind oder wenn die Bestellung oder 
Abberufung im Arbeitsschutzausschuß behandelt wird.

(6) Wenn keine Belegschaftsorgane errichtet sind, sind die Ar-
beitgeber verpflichtet,
 1. die Sicherheitsvertrauenspersonen bei der Planung und Ein-

führung neuer Technologien zu den Auswirkungen zu hö-
ren, die die Auswahl der Arbeitsmittel oder Arbeitsstoffe, die 
Gestaltung der Arbeitsbedingungen und die Einwirkung der 
Umwelt auf den Arbeitsplatz für die Sicherheit und Gesund-
heit der Arbeitnehmer haben,

 2. die Sicherheitsvertrauenspersonen bei der Auswahl der per-
sönlichen Schutzausrüstung zu beteiligen und

 3. die Sicherheitsvertrauenspersonen bei der Ermittlung und 
Beurteilung der Gefahren und der Festlegung der Maßnah-
men sowie bei der Planung und Organisation der Unterwei-
sung zu beteiligen.

(7) Arbeitgeber sind verpflichtet,
 1. den Sicherheitsvertrauenspersonen Zugang zu den Sicher-

heits- und Gesundheitsschutzdokumenten sowie zu den Auf-
zeichnungen und Berichten über Arbeitsunfälle zu gewähren;

 2. den Sicherheitsvertrauenspersonen folgende Unterlagen zur 
Verfügung zu stellen:

 a) die Unterlagen betreffend die Erkenntnisse gemäß §  3 
Abs. 2,

 b) die Ergebnisse von Messungen betreffend gefährliche 
Arbeitsstoffe und Lärm sowie sonstiger Messungen und 
Untersuchungen, die mit dem Arbeitnehmerschutz im 
Zusammenhang stehen, und

 c) die Aufzeichnungen betreffend Arbeitsstoffe und Lärm;
 3. die Sicherheitsvertrauenspersonen über Grenzwertüber-

schreitungen sowie deren Ursachen und über die getroffenen 
Maßnahmen unverzüglich zu informieren,

 4. die Sicherheitsvertrauenspersonen über Auflagen, Vorschrei-
bungen, Bewilligungen und behördliche Informationen auf 
dem Gebiet des Arbeitnehmerschutzes zu informieren und 
zu den Informationen, die sich aus den Schutzmaßnahmen 
und Maßnahmen zur Gefahrenverhütung ergeben, im Vor-
aus anzuhören,

 5. die Sicherheitsvertrauenspersonen zu den Informationen 
über die Gefahren für Sicherheit und Gesundheit sowie über 
Schutzmaßnahmen und Maßnahmen zur Gefahrenverhü-
tung im Allgemeinen und für die einzelnen Arten von Ar-
beitsplätzen bzw. Aufgabenbereichen im Voraus anzuhören,

 6. die Sicherheitsvertrauenspersonen zur Information der Ar-
beitgeber von betriebsfremden Arbeitnehmern über die in 
Z 5 genannten Punkte sowie über die für Erste Hilfe, Brand-
bekämpfung und Evakuierung gesetzten Maßnahmen, im 
Voraus anzuhören.

(8) Werden auf Baustellen Arbeitnehmer mehrerer Arbeitge-
ber beschäftigt, hat bei der Anhörung und Beteiligung der Si-
cherheitsvertrauenspersonen eine angemessene Abstimmung 
zwischen diesen Arbeitgebern zu erfolgen, wenn dies angesichts 
des Ausmaßes des Risikos und des Umfanges der Baustelle erfor-
derlich erscheint.

Information

§ 12. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, für eine ausreichende 
Information der Arbeitnehmer über die Gefahren für Sicherheit 
und Gesundheit sowie über die Maßnahmen zur Gefahrenverhü-
tung zu sorgen. Diese Information muß die Arbeitnehmer in die 
Lage versetzen, durch eine angemessene Mitwirkung zu überprü-
fen, ob die erforderlichen Schutzmaßnahmen getroffen wurden. 
Diese Information muß während der Arbeitszeit erfolgen.

(2) Die Information muß vor Aufnahme der Tätigkeit erfol-
gen. Sie muß regelmäßig wiederholt werden, insbesondere wenn 
dies auf Grund sich ändernder betrieblicher Gegebenheiten er-
forderlich ist, weiters bei Änderung der maßgeblichen Arbeit-
nehmerschutzvorschriften und bei neuen Erkenntnissen auf dem 
Gebiet der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes.

(3) Arbeitgeber sind verpflichtet, alle Arbeitnehmer, die einer 
unmittelbaren erheblichen Gefahr ausgesetzt sein können, unver-
züglich über diese Gefahr und die getroffenen oder zu treffenden 
Schutzmaßnahmen zu informieren.

(4) Die Information muß in verständlicher Form erfolgen. Bei 
Arbeitnehmern, die der deutschen Sprache nicht ausreichend 
mächtig sind, hat die Information in ihrer Muttersprache oder 
in einer sonstigen für sie verständlichen Sprache zu erfolgen. Ar-
beitgeber haben sich zu vergewissern, daß die Arbeitnehmer die 
Informationen verstanden haben.

(5) Den Arbeitnehmern sind erforderlichenfalls zur Infor-
mation geeignete Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Abs.  4 
zweiter und dritter Satz gilt auch für diese Unterlagen. Bedie-
nungsanleitungen betreffend Arbeitsmittel sowie Beipacktexte, 
Gebrauchsanweisungen und Sicherheitsdatenblätter betreffend 
Arbeitsstoffe sind den betroffenen Arbeitnehmern jedenfalls zur 
Verfügung zu stellen. Diese Unterlagen sind erforderlichenfalls 
am Arbeitsplatz auszuhängen.

(6) Die Information der einzelnen Arbeitnehmer gemäß 
Abs.  1, 2, 4 und 5 kann entfallen, wenn Sicherheitsvertrauens-
personen bestellt oder Belegschaftsorgane errichtet sind, diese 
entsprechend informiert wurden und eine Information dieser 
Personen zur wirksamen Gefahrenverhütung ausreicht. Dabei 
sind Inhalt und Zweck der Information sowie die bestehenden 
Gefahren und betrieblichen Gegebenheiten zu berücksichtigen.

(7) Wenn weder Sicherheitsvertrauenspersonen bestellt noch 
Belegschaftsorgane errichtet sind, sind alle Arbeitnehmer in allen 
in § 11 Abs. 7 angeführten Angelegenheiten zu informieren und 
sind ihnen die angeführten Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

Anhörung und Beteiligung

§ 13. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, die Arbeitnehmer in allen 
Fragen betreffend die Sicherheit und die Gesundheit am Arbeits-
platz anzuhören.

(2) Wenn weder Sicherheitsvertrauenspersonen bestellt noch 
Belegschaftsorgane errichtet sind, sind alle Arbeitnehmer in allen 
in § 11 Abs. 5 und 6 angeführten Angelegenheiten anzuhören 
und zu beteiligen.

(3) Werden auf einer Baustelle gleichzeitig oder aufeinander-
folgend Arbeitnehmer mehrerer Arbeitgeber beschäftigt, so hat 
bei der Anhörung und Beteiligung eine angemessene Abstim-
mung zwischen diesen Arbeitgebern zu erfolgen, wenn dies ange-
sichts des Ausmaßes des Risikos und des Umfanges der Baustelle 
erforderlich erscheint.
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Unterweisung

§ 14. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, für eine ausreichende Un-
terweisung der Arbeitnehmer über Sicherheit und Gesundheits-
schutz zu sorgen. Die Unterweisung muß während der Arbeits-
zeit erfolgen. Die Unterweisung muß nachweislich erfolgen. Für 
die Unterweisung sind erforderlichenfalls geeignete Fachleute 
heranzuziehen.

(2) Eine Unterweisung muß jedenfalls erfolgen
 1. vor Aufnahme der Tätigkeit,
 2. bei einer Versetzung oder Veränderung des Aufgabenberei-

ches,
 3. bei Einführung oder Änderung von Arbeitsmitteln,
 4. bei Einführung neuer Arbeitsstoffe,
 5. bei Einführung oder Änderung von Arbeitsverfahren und
 6. nach Unfällen oder Ereignissen, die beinahe zu einem Unfall 

geführt hätten, sofern dies zur Verhütung weiterer Unfälle 
nützlich erscheint.

(3) Die Unterweisung muß auf den Arbeitsplatz und den Auf-
gabenbereich des Arbeitnehmers ausgerichtet sein. Sie muß an 
die Entwicklung der Gefahrenmomente und an die Entstehung 
neuer Gefahren angepaßt sein. Die Unterweisung muß auch die 
bei absehbaren Betriebsstörungen zu treffenden Maßnahmen 
umfassen. Die Unterweisung ist erforderlichenfalls in regelmä-
ßigen Abständen zu wiederholen, jedenfalls dann, wenn dies ge-
mäß § 4 Abs. 3 als Maßnahme zur Gefahrenverhütung oder in 
einer Verordnung zu diesem Bundesgesetz festgelegt ist.

(4) Die Unterweisung muß dem Erfahrungsstand der Arbeit-
nehmer angepaßt sein und in verständlicher Form erfolgen. Bei 
Arbeitnehmern, die der deutschen Sprache nicht ausreichend 
mächtig sind, hat die Unterweisung in ihrer Muttersprache oder 
in einer sonstigen für sie verständlichen Sprache zu erfolgen. Ar-
beitgeber haben sich zu vergewissern, daß die Arbeitnehmer die 
Unterweisung verstanden haben.

(5) Die Unterweisung kann auch schriftlich erfolgen. Erfor-
derlichenfalls sind den Arbeitnehmern schriftliche Betriebsan-
weisungen und sonstige Anweisungen zur Verfügung zu stellen. 
Diese Anweisungen sind erforderlichenfalls am Arbeitsplatz aus-
zuhängen. Abs. 4 zweiter und dritter Satz gilt auch für schriftli-
che Anweisungen.

Pflichten der Arbeitnehmer

§ 15. (1) Arbeitnehmer haben die zum Schutz des Lebens, der 
Gesundheit und der Integrität und Würde nach diesem Bundes-
gesetz, den dazu erlassenen Verordnungen sowie behördlichen 
Vorschreibungen gebotenen Schutzmaßnahmen anzuwenden, 
und zwar gemäß ihrer Unterweisung und den Anweisungen des 
Arbeitgebers. Sie haben sich so zu verhalten, daß eine Gefähr-
dung soweit als möglich vermieden wird.

(2) Arbeitnehmer sind verpflichtet, gemäß ihrer Unterweisung 
und den Anweisungen des Arbeitgebers die Arbeitsmittel ord-
nungsgemäß zu benutzen und die ihnen zur Verfügung gestellte, 
diesem Bundesgesetz entsprechende persönliche Schutzausrüs-
tung zweckentsprechend zu benutzen und sie nach Benutzung an 
dem dafür vorgesehenen Platz zu lagern.

(3) Arbeitnehmer dürfen Schutzeinrichtungen nicht entfer-
nen, außer Betrieb setzen, willkürlich verändern oder umstellen, 
soweit dies nicht aus arbeitstechnischen Gründen, insbesondere 
zur Durchführung von Einstellungs-, Reparatur- oder Wartungs-
arbeiten, unbedingt notwendig ist. Sie sind verpflichtet, gemäß 
ihrer Unterweisung und den Anweisungen des Arbeitgebers die 
Schutzeinrichtungen ordnungsgemäß zu benutzen.

(4) Arbeitnehmer dürfen sich nicht durch Alkohol, Arzneimit-
tel oder Suchtgift in einen Zustand versetzen, in dem sie sich oder 
andere Personen gefährden können.

(5) Arbeitnehmer haben jeden Arbeitsunfall, jedes Ereignis, 
das beinahe zu einem Unfall geführt hätte, und jede von ihnen 
festgestellte ernste und unmittelbare Gefahr für Sicherheit oder 
Gesundheit sowie jeden an den Schutzsystemen festgestellten 
Defekt unverzüglich den zuständigen Vorgesetzten oder den 
sonst dafür zuständigen Personen zu melden.

(6) Wenn sie bei unmittelbarer erheblicher Gefahr die zustän-
digen Vorgesetzten oder die sonst zuständigen Personen nicht er-
reichen können, sind Arbeitnehmer verpflichtet, nach Maßgabe 
der Festlegungen in den Sicherheits- und Gesundheitsschutzdo-
kumenten, ihrer Information und Unterweisung sowie der zur 
Verfügung stehenden technischen Mittel selbst die ihnen zumut-
baren unbedingt notwendigen Maßnahmen zu treffen, um die 
anderen Arbeitnehmer zu warnen und Nachteile für Leben oder 
Gesundheit abzuwenden.

(7) Arbeitnehmer haben gemeinsam mit dem Arbeitgeber, den 
Sicherheitsvertrauenspersonen und den Präventivdiensten darauf 
hinzuwirken, daß die zum Schutz der Arbeitnehmer vorgesehe-
nen Maßnahmen eingehalten werden und daß die Arbeitgeber 
gewährleisten, daß das Arbeitsumfeld und die Arbeitsbedingun-
gen sicher sind und keine Gefahren für Sicherheit oder Gesund-
heit aufweisen.

(8) Die Pflichten der Arbeitnehmer in Fragen der Sicherheit 
und des Gesundheitsschutzes berühren nicht die Verantwortlich-
keit des Arbeitgebers für die Einhaltung der Arbeitnehmerschutz-
vorschriften.

Aufzeichnungen und Berichte 
über Arbeitsunfälle

§ 16. (1) Arbeitgeber haben Aufzeichnungen zu führen
 1. über alle tödlichen Arbeitsunfälle,
 2. über alle Arbeitsunfälle, die eine Verletzung eines Arbeitneh-

mers mit einem Arbeitsausfall von mehr als drei Kalenderta-
gen zur Folge haben.

(2) Die Aufzeichnungen gemäß Abs. 1 sind mindestens fünf 
Jahre aufzubewahren.

(3) Arbeitgeber sind verpflichtet, auf Verlangen des Arbeitsin-
spektorates Berichte über bestimmte Arbeitsunfälle zu erstellen 
und dem Arbeitsinspektorat zu übermitteln.

Beachte für folgende Bestimmung: Zu Abs. 2: vgl. § 105

Instandhaltung, Reinigung, Prüfung

§ 17. (1) Arbeitgeber haben dafür zu sorgen, daß die Arbeits-
stätten einschließlich der Sanitär- und Sozialeinrichtungen, die 
elektrischen Anlagen, Arbeitsmittel und Gegenstände der per-
sönlichen Schutzausrüstung sowie die Einrichtungen zur Brand-
meldung oder -bekämpfung, zur Erste-Hilfe-Leistung und zur 
Rettung aus Gefahr ordnungsgemäß instand gehalten und gerei-
nigt werden.

(2) Arbeitgeber haben unbeschadet der in den folgenden Ab-
schnitten dieses Bundesgesetzes vorgesehenen besonderen Prüf-
pflichten dafür zu sorgen, daß elektrische Anlagen, Arbeitsmittel, 
Gegenstände der persönlichen Schutzausrüstung sowie Einrich-
tungen zur Brandmeldung oder -bekämpfung und zur Rettung 
aus Gefahr in regelmäßigen Abständen auf ihren ordnungsgemä-
ßen Zustand überprüft werden und festgestellte Mängel unver-
züglich beseitigt werden.
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Verordnungen

§ 18. Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumen-
tenschutz hat in Durchführung des 1. Abschnittes durch Verord-
nung näher zu regeln:
 1. die Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente, wobei 

die Art der Tätigkeiten und die Größe des Unternehmens 
bzw. der Arbeitsstätte, Baustelle oder auswärtigen Arbeitsstel-
le zu berücksichtigen sind,

 2. Arbeiten, mit denen Arbeitnehmerinnen nicht oder nur un-
ter Bedingungen oder Einschränkungen beschäftigt werden 
dürfen,

 3. die Mindestanzahl der Sicherheitsvertrauenspersonen.

2. Abschnitt
Arbeitsstätten und Baustellen

Anwendungsbereich

§ 19. (1) Arbeitsstätten sind
 1. alle Gebäude und sonstigen baulichen Anlagen sowie Teile 

von Gebäuden oder sonstigen baulichen Anlagen, in denen 
Arbeitsplätze eingerichtet sind oder eingerichtet werden sol-
len oder zu denen Arbeitnehmer im Rahmen ihrer Arbeit 
Zugang haben (Arbeitsstätten in Gebäuden), sowie

 2. alle Orte auf einem Betriebsgelände, zu denen Arbeitnehmer 
im Rahmen ihrer Arbeit Zugang haben (Arbeitsstätten im 
Freien).

(2) Als Arbeitsstätten im Sinne des Abs.  1 Z  1 gelten auch 
Wohnwagen, Container und sonstige ähnliche Einrichtungen, 
sowie Tragluftbauten, die zur Nutzung für Arbeitsplätze vorge-
sehen sind.

(3) Die §§ 20 bis 28 gelten nicht für
 1. Gebäude und sonstige bauliche Anlagen, die dem Gottes-

dienst gesetzlich anerkannter Kirchen und Religionsgesell-
schaften gewidmet sind,

 2. Felder, Wälder und sonstige Flächen, die zu einem land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieb gehören und außerhalb seiner 
verbauten Fläche liegen.

Allgemeine Bestimmungen über 
Arbeitsstätten und Baustellen

§ 20. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, Arbeitsstätten und Bau-
stellen entsprechend den Vorschriften dieses Bundesgesetzes so-
wie den dazu erlassenen Verordnungen und entsprechend den für 
sie geltenden behördlichen Vorschreibungen einzurichten und zu 
betreiben.

(2) Befinden sich in einer Arbeitsstätte oder auf einer Baustelle 
Gefahrenbereiche, in denen Absturzgefahr für die Arbeitnehmer 
oder die Gefahr des Herabfallens von Gegenständen besteht, so 
müssen diese Bereiche nach Möglichkeit mit Vorrichtungen aus-
gestattet sein, die unbefugte Arbeitnehmer am Betreten dieser 
Bereiche hindern. Dies gilt auch für sonstige Bereiche, in denen 
besondere Gefahren bestehen, insbesondere durch elektrische 
Spannung, radioaktive Stoffe, ionisierende oder nichtionisieren-
de Strahlung oder durch Lärm oder sonstige physikalische Ein-
wirkungen. Gefahrenbereiche müssen gut sichtbar und dauerhaft 
gekennzeichnet sein.

(3) Elektrische Anlagen müssen so geplant und installiert sein, 
daß von ihnen keine Brand- oder Explosionsgefahr ausgeht und 
daß Arbeitnehmer bei direktem oder indirektem Kontakt ange-
messen vor Unfallgefahren geschützt sind.

(4) Der Verkehr innerhalb der Arbeitsstätten und auf den Bau-
stellen ist so abzuwickeln, daß Sicherheit und Gesundheit der 
Arbeitnehmer nicht gefährdet werden. Die der Verkehrssicher-
heit dienenden Vorschriften der Straßenverkehrsordnung 1960, 
BGBl. Nr.  159, sind sinngemäß anzuwenden, soweit nicht be-
triebliche Notwendigkeiten eine Abweichung erfordern. Solche 
Abweichungen sind in der Arbeitsstätte oder auf der Baustelle 
entsprechend bekanntzumachen.

(5) Lagerungen sind in einer Weise vorzunehmen, daß Ge-
fahren für Sicherheit oder Gesundheit der Arbeitnehmer nach 
Möglichkeit vermieden werden, wobei insbesondere die Beschaf-
fenheit und die allfällige besondere Gefährlichkeit der gelagerten 
Gegenstände zu berücksichtigen sind.

(6) Arbeitsstätten und Baustellen, in/auf denen Arbeitnehmer 
bei Ausfall der künstlichen Beleuchtung in besonderem Maß Ge-
fahren ausgesetzt sind, müssen mit einer ausreichenden Sicher-
heitsbeleuchtung ausgestattet sein.

(7) Arbeitgeber/innen haben dafür zu sorgen, dass auf Ar-
beitsstätten im Bergbau die erforderlichen Kommunikations-, 
Warn- und Alarmsysteme vorhanden sind, damit im Bedarfsfall 
unverzüglich Hilfs-, Evakuierungs- und Rettungsmaßnahmen 
eingeleitet werden können.

Beachte für folgende Bestimmung: Zu Abs. 5: Zum Inkrafttre-
ten vgl. § 106 Abs. 2 dieses BG und § 48 Abs. 3, BGBl. II Nr. 
368/1998.

Arbeitsstätten in Gebäuden

§ 21. (1) Arbeitsstätten in Gebäuden müssen eine der Nutzungs-
art entsprechende Konstruktion und Festigkeit aufweisen.

(2) Arbeitsstätten in Gebäuden müssen möglichst ausreichend 
Tageslicht erhalten und mit Einrichtungen für eine der Sicher-
heit und dem Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer angemessene 
künstliche Beleuchtung ausgestattet sein.

(3) Ausgänge und Verkehrswege müssen so angelegt und be-
schaffen sein, daß sie je nach ihrem Bestimmungszweck leicht 
und sicher begangen oder befahren werden können. Anzahl, An-
ordnung, Abmessungen und Beschaffenheit der Ausgänge, der 
Verkehrswege, der Türen und der Tore müssen der Art, der Nut-
zung und der Lage der Räume entsprechen. Ausgänge, Verkehrs-
wege, Türen und Tore müssen so angelegt sein, daß in der Nähe 
beschäftigte Arbeitnehmer nicht gefährdet werden können.

(4) Es muß dafür vorgesorgt werden, daß alle Arbeitsplätze 
bei Gefahr von den Arbeitnehmern schnell und sicher verlassen 
werden können. Anzahl, Anordnung, Abmessungen und Be-
schaffenheit der Fluchtwege und der Notausgänge müssen der 
höchstmöglichen Anzahl der darauf angewiesenen Personen 
sowie der Nutzung der Einrichtung und den Abmessungen der 
Arbeitsstätte angemessen sein. Die Verkehrswege zu Fluchtwegen 
und Notausgängen sowie die Fluchtwege und Notausgänge selbst 
müssen freigehalten werden, damit sie jederzeit benutzt werden 
können. Fluchtwege und Notausgänge müssen gut sichtbar und 
dauerhaft gekennzeichnet sein.

(5) Arbeitsstätten in Gebäuden sind gegebenenfalls behinder-
tengerecht zu gestalten. Dies gilt insbesondere für Ausgänge, Ver-
kehrswege, Türen und Tore und sanitäre Vorkehrungen, die von 
behinderten Arbeitnehmern benutzt werden.
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(6) Wird ein Gebäude nur zum Teil für Arbeitsstätten genutzt, 

gilt Abs. 3 nur für jene Ausgänge, Verkehrswege, Türen und Tore, 
die von den Arbeitnehmern benützt werden.

Arbeitsräume

§ 22. (1) Arbeitsräume sind jene Räume, in denen mindestens 
ein ständiger Arbeitsplatz eingerichtet ist.

(2) Arbeitsräume müssen für den Aufenthalt von Menschen 
geeignet sein und unter Berücksichtigung der Arbeitsvorgänge 
und Arbeitsbedingungen den Erfordernissen des Schutzes des Le-
bens und der Gesundheit der Arbeitnehmer entsprechen.

(3) In Arbeitsräumen muß unter Berücksichtigung der Ar-
beitsvorgänge und der körperlichen Belastung der Arbeitnehmer 
ausreichend gesundheitlich zuträgliche Atemluft vorhanden sein 
und müssen raumklimatische Verhältnisse herrschen, die dem 
menschlichen Organismus angemessen sind.

(4) Bei der Konstruktion und Einrichtung der Arbeitsräume 
ist dafür zu sorgen, daß Lärm, elektrostatische Aufladung, üble 
Gerüche, Erschütterungen, schädliche Strahlungen, Nässe und 
Feuchtigkeit nach Möglichkeit vermieden werden.

(5) Arbeitsräume müssen eine ausreichende Grundfläche und 
Höhe sowie einen ausreichenden Luftraum aufweisen, sodaß die 
Arbeitnehmer ohne Beeinträchtigung ihrer Sicherheit, ihrer Ge-
sundheit und ihres Wohlbefindens ihre Arbeit verrichten können.

(6) Soweit die Zweckbestimmung der Räume und die Art der 
Arbeitsvorgänge dies zulassen, müssen Arbeitsräume ausreichend 
natürlich belichtet sein und eine Sichtverbindung mit dem Frei-
en aufweisen. Bei der Anordnung der Arbeitsplätze ist auf die 
Lage der Belichtungsflächen und der Sichtverbindung Bedacht 
zu nehmen.

(7) Arbeitsräume müssen erforderlichenfalls während der Ar-
beitszeit unter Berücksichtigung der Arbeitsvorgänge entspre-
chend künstlich beleuchtet sein.

(8) Die Fußböden der Arbeitsräume dürfen keine Unebenhei-
ten, Löcher oder gefährlichen Neigungen aufweisen. Sie müssen 
befestigt, trittsicher und rutschfest sein. Sie müssen im Bereich 
der ortsgebundenen Arbeitsplätze eine ausreichende Wärmeiso-
lierung aufweisen, sofern dies nicht aus arbeitstechnischen Grün-
den ausgeschlossen ist.

Sonstige Betriebsräume

§ 23. (1) Sonstige Betriebsräume sind jene Räume, in denen zwar 
kein ständiger Arbeitsplatz eingerichtet ist, aber vorübergehend 
Arbeiten verrichtet werden.

(2) Sonstige Betriebsräume müssen für den Aufenthalt von 
Menschen geeignet sein und unter Berücksichtigung der Ar-
beitsvorgänge und Arbeitsbedingungen den Erfordernissen des 
Schutzes des Lebens und der Gesundheit der Arbeitnehmer ent-
sprechen.

(3) Soweit dies die Nutzung und die Zweckbestimmung der 
Räume zulassen, muß in sonstigen Betriebsräumen unter Berück-
sichtigung der Arbeitsvorgänge und der körperlichen Belastung 
der Arbeitnehmer ausreichend gesundheitlich zuträgliche Atem-
luft vorhanden sein und müssen raumklimatische Verhältnisse 
herrschen, die dem menschlichen Organismus angemessen sind.

(4) Sonstige Betriebsräume müssen erforderlichenfalls wäh-
rend der Zeit, in der Arbeiten durchgeführt werden, unter Be-
rücksichtigung der Arbeitsvorgänge entsprechend künstlich be-
leuchtet sein.

(5) Die Fußböden der sonstigen Betriebsräume dürfen keine 
Unebenheiten, Löcher oder gefährlichen Neigungen aufweisen. 
Sie müssen fest, trittsicher und rutschfest sein.

Arbeitsstätten im Freien und Baustellen

§ 24. (1) Arbeitsstätten im Freien und Baustellen müssen wäh-
rend der Arbeitszeit ausreichend künstlich beleuchtet werden, 
wenn das Tageslicht nicht ausreicht.

(2) Auf Arbeitsstätten im Freien und auf Baustellen sind geeig-
nete Maßnahmen zu treffen, damit die Arbeitnehmer bei Gefahr 
rasch ihren Arbeitsplatz verlassen können und ihnen rasch Hilfe 
geleistet werden kann.

(3) Verkehrswege und sonstige Stellen oder Einrichtungen im 
Freien, die von den Arbeitnehmern im Rahmen ihrer Tätigkeit 
benutzt oder betreten werden müssen, sind so zu gestalten und 
zu erhalten, daß sie je nach ihrem Bestimmungszweck sicher be-
gangen oder befahren werden können und daß in der Nähe be-
schäftigte Arbeitnehmer nicht gefährdet werden.

(4) Für Gebäude auf Baustellen, in denen Arbeitsplätze ein-
gerichtet sind, gilt § 21 Abs. 1 bis 5. Für Räume auf Baustellen, 
in denen ständige Arbeitsplätze eingerichtet sind, wie Büros und 
Werkstätten, gilt § 22 Abs. 2 bis 7 und Abs. 8 erster und zweiter 
Satz. Für Räume auf Baustellen, in denen zwar keine ständigen 
Arbeitsplätze eingerichtet sind, in denen aber vorübergehend Ar-
beiten verrichtet werden, gilt § 23 Abs. 1 bis 5.

Brandschutz und Explosionsschutz

§ 25. (1) Arbeitgeber müssen geeignete Vorkehrungen treffen, 
um das Entstehen eines Brandes und im Falle eines Brandes eine 
Gefährdung des Lebens und der Gesundheit der Arbeitnehmer 
zu vermeiden.

(2) Arbeitgeber müssen geeignete Maßnahmen treffen, die zur 
Brandbekämpfung und Evakuierung der Arbeitnehmer erforder-
lich sind.

(3) Es müssen ausreichende und geeignete Feuerlöscheinrich-
tungen und erforderlichenfalls Brandmelder und Alarmanlagen 
vorhanden sein. Die Feuerlöscheinrichtungen müssen gut sicht-
bar und dauerhaft gekennzeichnet sein.

(4) Arbeitgeber haben Personen zu bestellen, die für die 
Brandbekämpfung und Evakuierung der Arbeitnehmer zustän-
dig sind. Eine ausreichende Anzahl von Arbeitnehmern muß mit 
der Handhabung der Feuerlöscheinrichtungen vertraut sein.

(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 94/2014)
(6) Arbeitgeber müssen geeignete Vorkehrungen treffen, um 

Explosionen zu verhindern und die Folgen einer Explosion zu 
begrenzen.

(7) Arbeitsstätten müssen erforderlichenfalls mit Blitzschutz-
anlagen versehen sein.

(8) Bei Vorkehrungen und Maßnahmen gemäß Abs. 1 bis 7 
sind die Art der Arbeitsvorgänge und Arbeitsverfahren, die Art 
und Menge der vorhandenen Arbeitsstoffe, die vorhandenen 
Einrichtungen und Arbeitsmittel, die Lage, Abmessungen und 
Nutzung der Arbeitsstätte sowie die höchstmögliche Anzahl der 
anwesenden Personen zu berücksichtigen.

(9) Für Baustellen gelten Abs. 1 bis 4, 6 und 8 mit der Maß-
gabe, daß auch die Lage und die räumliche Ausdehnung der Bau-
stelle sowie allfällige Unterkünfte und Behelfsbauten besonders 
zu berücksichtigen sind.
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Erste Hilfe

§ 26. (1) Arbeitgeber müssen geeignete Vorkehrungen treffen, 
damit Arbeitnehmern bei Verletzungen oder plötzlichen Erkran-
kungen Erste Hilfe geleistet werden kann.

(2) Es müssen ausreichende und geeignete Mittel und Einrich-
tungen für die Erste Hilfe samt Anleitungen vorhanden sein. Die 
Aufbewahrungsstellen der für die Erste Hilfe notwendigen Mittel 
und Einrichtungen müssen gut erreichbar sein sowie gut sichtbar 
und dauerhaft gekennzeichnet sein.

(3) Es sind in ausreichender Anzahl Personen zu bestellen, die 
für die Erste Hilfe zuständig sind. Diese Personen müssen über 
eine ausreichende Ausbildung für die Erste Hilfe verfügen. Es 
ist dafür zu sorgen, daß während der Betriebszeit entsprechend 
der Anzahl der in der Arbeitsstätte anwesenden Arbeitnehmer 
für die Erste Hilfe zuständige Personen in ausreichender Anzahl 
anwesend sind.

(4) Für die Erste Hilfe müssen Sanitätsräume vorgesehen sein, 
wenn in einer Arbeitsstätte regelmäßig mehr als 250 Arbeitneh-
mer beschäftigt werden oder wenn es wegen der besonderen Ver-
hältnisse für eine rasche und wirksame Erste Hilfe erforderlich 
ist. Sanitätsräume müssen mit den erforderlichen Einrichtungen 
und Mitteln ausgestattet und leicht zugänglich sein. Sie müssen 
gut sichtbar und dauerhaft gekennzeichnet sein.

(5) Bei Vorkehrungen und Maßnahmen gemäß Abs. 1 bis 4 
sind die Art der Arbeitsvorgänge und Arbeitsverfahren, die Art 
und Menge der vorhandenen Arbeitsstoffe, die vorhandenen Ein-
richtungen und Arbeitsmittel, das Unfallrisiko, die Lage, Abmes-
sungen und Nutzung der Arbeitsstätte sowie die Anzahl der in 
der Arbeitsstätte beschäftigten Arbeitnehmer zu berücksichtigen.

(6) Für Baustellen gelten Abs. 1, 2 und 5 mit der Maßgabe, 
daß auch die Lage und die räumliche Ausdehnung der Baustelle 
besonders zu berücksichtigen sind, sowie Abs. 3. Sanitätsräume 
oder vergleichbare Einrichtungen sind vorzusehen, wenn dies auf 
Grund der Lage der Baustelle und der Anzahl der auf der Baustel-
le beschäftigten Arbeitnehmer notwendig ist. Für diese Sanitäts-
einrichtungen gilt Abs. 4 zweiter und dritter Satz.

Sanitäre Vorkehrungen in Arbeitsstätten

§ 27. (1) Den Arbeitnehmern sind in ausreichender Anzahl 
geeignete Waschgelegenheiten mit hygienisch einwandfreiem, 
fließendem und nach Möglichkeit warmem Wasser, Reinigungs-
mittel sowie geeignete Mittel zum Abtrocknen zur Verfügung zu 
stellen. Waschräume sind zur Verfügung zu stellen, wenn
 1. von einem Arbeitgeber in einer Arbeitsstätte regelmäßig 

mehr als zwölf Arbeitnehmer beschäftigt werden, oder
 2. die Art der Arbeitsvorgänge, hygienische oder gesundheitli-

che Gründe dies erfordern.
(2) Sind nach Abs. 1 Waschräume einzurichten, so hat eine 

Trennung nach Geschlecht zu erfolgen, wenn jedem Geschlecht 
mindestens fünf Arbeitnehmer angehören. Sind gemeinsame 
Waschgelegenheiten und Waschräume für Arbeitnehmer und Ar-
beitnehmerinnen eingerichtet, ist eine nach Geschlecht getrennte 
Benutzung sicherzustellen.

(3) Den Arbeitnehmern sind in der Nähe der Arbeitsplätze, 
der Aufenthaltsräume, der Umkleideräume und der Waschgele-
genheiten oder Waschräume in ausreichender Anzahl geeignete 
Toiletten zur Verfügung zu stellen. In Vorräumen von Toiletten 
muß eine Waschgelegenheit vorhanden sein, sofern sich nicht in 
unmittelbarer Nähe der Toiletten eine Waschgelegenheit befin-
det. Werden in einer Arbeitsstätte regelmäßig mindestens fünf 
Arbeitnehmer und mindestens fünf Arbeitnehmerinnen beschäf-

tigt, so hat bei den Toiletten eine Trennung nach Geschlecht zu 
erfolgen.

(4) Jedem Arbeitnehmer ist ein versperrbarer Kleiderkasten 
oder eine sonstige geeignete versperrbare Einrichtung zur Aufbe-
wahrung der Privatkleidung und Arbeitskleidung sowie sonstiger 
Gegenstände, die üblicherweise zur Arbeitsstätte mitgenommen 
werden, zur Verfügung zu stellen. Erforderlichenfalls ist dafür 
vorzusorgen, daß die Straßenkleidung von der Arbeits- und 
Schutzkleidung getrennt verwahrt werden kann. Den Arbeitneh-
mern sind geeignete Umkleideräume zur Verfügung zu stellen, 
wenn
 1. in einer Arbeitsstätte regelmäßig mehr als zwölf Arbeitneh-

mer beschäftigt werden, die bei ihrer Tätigkeit besondere 
Arbeitskleidung oder Schutzkleidung tragen, oder

 2. aus hygienischen, gesundheitlichen oder sittlichen Gründen 
gesonderte Umkleideräume erforderlich sind.

(5) Sind nach Abs. 4 Umkleideräume einzurichten, so hat eine 
Trennung nach Geschlecht zu erfolgen, wenn jedem Geschlecht 
mindestens fünf Arbeitnehmer angehören. Sind gemeinsame 
Umkleideräume für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen ein-
gerichtet, ist eine nach Geschlecht getrennte Benutzung sicher-
zustellen.

(6) Waschräume müssen in der Nähe der Arbeitsplätze gelegen 
sein, soweit nicht gesonderte Waschgelegenheiten in der Nähe 
der Arbeitsplätze zur Verfügung stehen. Waschräume und Um-
kleideräume müssen untereinander leicht erreichbar sein.

(7) Waschräume, Toiletten und Umkleideräume müssen ent-
sprechend ihrer Zweckbestimmung und der Anzahl der Arbeit-
nehmer bemessen und ausgestattet sein, den hygienischen An-
forderungen entsprechen, eine angemessene Raumtemperatur 
aufweisen sowie ausreichend be- und entlüftet, belichtet oder 
beleuchtet sein.

(8) Der Verpflichtung zur Einrichtung von Waschräumen, 
Toiletten und Umkleideräumen kann auch in der Weise ent-
sprochen werden, daß mehrere Arbeitgeber gemeinsam für ihre 
Arbeitnehmer Waschräume, Toiletten und Umkleideräume zur 
Verfügung stellen. In diesem Fall müssen die Waschräume, Toi-
letten und Umkleideräume hinsichtlich ihrer Lage, ihrer Anzahl, 
ihrer Bemessung und ihrer Ausstattung den Anforderungen nach 
Abs. 1 bis 7 unter Zugrundelegung der Gesamtzahl aller Arbeit-
nehmer entsprechen.

(9) Den Arbeitnehmern ist Trinkwasser oder ein anderes ge-
sundheitlich einwandfreies, alkoholfreies Getränk zur Verfügung 
zu stellen.

Beachte für folgende Bestimmung: Zu Abs. 3: Zum Inkrafttre-
ten vgl. § 108 Abs. 1 dieses BG und § 48 Abs. 3, BGBl. II Nr. 
368/1998.

Sozialeinrichtungen in Arbeitsstätten

§ 28. (1) Den Arbeitnehmern sind für den Aufenthalt während 
der Arbeitspausen geeignete Aufenthaltsräume zur Verfügung zu 
stellen, wenn
 1. Sicherheits- oder Gesundheitsgründe dies erfordern, insbe-

sondere wegen der Art der ausgeübten Tätigkeit, der Ver-
wendung gefährlicher Arbeitsstoffe, der Lärmeinwirkung, 
Erschütterungen oder sonstigen gesundheitsgefährdenden 
Einwirkungen sowie bei längerdauernden Arbeiten im Freien, 
oder

 2. ein Arbeitgeber in einer Arbeitsstätte regelmäßig mehr als 
zwölf Arbeitnehmer beschäftigt.


